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In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB I.V.M. §§ 1 - 23 BAUNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1. GE = Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 

1.1.1. Zulässig sind gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO 

▪ Gewerbebetriebe aller Art unter Berücksichtigung der Regelungen nach 1.1.2 bis 

1.1.4, 

▪ Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

▪ Anlagen für sportliche Zwecke 

1.1.2. Gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO sind 

▪ Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie nur an 

und auf Gebäuden oder in Verbindung mit einer Überdachung von Parkplätzen zu-

lässig.  

1.1.3. Ausnahmsweise können zugelassen werden (§ 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 31 

BauGB): 

▪ Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

▪ Verkaufsflächen in Verbindung mit Gewerbe- / Handwerksbetrieben, wenn der Ver-

kauf nach Art und Umfang in einem betrieblichen Zusammenhang mit der Produktion 

des Betriebes, mit der Ver- und Bearbeitung von Gütern oder mit der Reparatur sol-

cher Güter steht und an der Stätte der betrieblichen Leistung erfolgt. Die Verkaufsflä-

che darf dabei nicht mehr als 10 % der Grundfläche des Betriebsgebäudes einneh-

men und insgesamt 100 m² nicht überschreiten. 

1.1.4. Gemäß §§ 1 Abs. 5, Abs. 6 i.V.m. Abs. 8 BauNVO wird festgesetzt, dass folgende Nut-

zungen im GE nicht zulässig sind 

▪ Anlagen zur Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 

▪ Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-

che und Baumasse untergeordnet sind, 

▪ Tankstellen, 

▪ Vergnügungsstätten  

▪ (Einzel)handelsbetriebe mit Ausnahme der in 1.1.3 als zulässig bestimmten Betriebe, 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung von 

Grundflächenzahl (§ 16 und § 19 BauNVO) sowie durch die Festlegung der Höhe der 

baulichen Anlagen (§ 16 und § 18 BauNVO). 
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2.1. Begriffsbestimmungen 

Als unterer Bezugspunkt für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen wird die 

Normalhöhenull 0,0 m NHN bestimmt. 

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GHmax) werden definiert als das senk-

recht an der Außenwand gemessene Maß zwischen dem Bezugspunkt 0,0 m und dem 

oberen Punkt der Dachkonstruktion (bei Flachdächern incl. Attika). 

2.1. Grundflächenzahl (GRZ) 

Die zulässige Grundflächenzahl beträgt 0,8. Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO wird festge-

setzt, dass die Grundflächenzahl durch Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (i.S.d. 

§ 12 und § 14 BauNVO) nicht überschritten werden darf. 

2.2. Höhe baulicher Anlagen 

Die zulässige maximale Gebäudehöhe beträgt 12,00 m. 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 

Nr. 2 BauGB) 

3.1. Bauweise (§ 22 BauNVO) 

Es wird die Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bauweise wie folgt 

festgesetzt: Zulässig sind, im Sinne der offenen Bauweise, Gebäude mit seitlichem 

Grenzabstand jedoch ohne Längenbegrenzung. 

3.2. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO) 

Ergänzend wird entsprechend § 23 Abs. 5 BauNVO bestimmt, dass Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 BauNVO sowie Garagen und überdachte Stellplätze nur innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. Ausgenommen hiervon sind Stand-

plätze für Müllbehälter, Fahrradabstellanlagen, Zisternen sowie Wärmepumpen. 

Nicht überdachte Stellplätze sind darüber hinaus auch zwischen Straßenbegrenzungsli-

nie und straßenseitiger Baugrenze zulässig. 

4. Verkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Siehe Planzeichnung 

5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft in Verbindung mit Festsetzungen für das Anpflanzen 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

5.1. Maßnahme M1 – Waldabstandsflächen 

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

5.2. Maßnahme M2 – Dachbegrünung 

Im Gewerbegebiet sind Dachflächen, die eine Mindestgröße von 25 m² aufweisen, zu 

mindestens 50% extensiv zu begrünen. 

Eine flächendeckende und dauerhafte Dachbegrünung ist mit einer Substratschicht von 

min. 10 cm anzulegen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 
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Die Begrünung kann durch Ansaat oder Bepflanzung gemäß Pflanzliste A erfolgen. 

Hinweis: Eine Kombination mit Solar- / Photovoltaikmodulen ist ebenfalls möglich und 

kann zudem zu einer Leistungssteigerung der Module durch Senkung der Umgebungs-

temperatur durch Begrünung führen. 

5.3. Maßnahme M3 – Eingrünung 

Auf der in der Planzeichnung mit M3 gekennzeichneten Fläche sind mehrreihige He-

ckenstrukturen zu entwickeln. Eine beispielhafte Auswahl geeigneter Gehölze ist der 

Pflanzliste B (siehe Anhang) zu entnehmen. Es sind mindestens 10 % Bäume II. Ord-

nung und 90 % Sträucher zu pflanzen. Die Gehölze sind in diesem Zusammenhang in 

der Regel in einem Abstand von 1,5 m versetzt zueinander zu pflanzen. Ausfälle sind 

gleichartig zu ersetzen. Pflegemaßnahmen sind auf ein unbedingt notwendiges Maß zu 

beschränken. Die Strauchgehölze sind bei Bedarf fachgerecht und sachgemäß zurück-

zuschneiden. Ein „auf den Stock setzen“ ist grundsätzlich zu vermeiden 

 

Beispielhafte Skizze eines Pflanzschemas für einen 5 m breiten Pflanzstreifen. 
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B. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER 

1. Radon 

Gemäß der Radon-Prognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau liegt das 

Plangebiet in einem Bereich, in dem erhöhte Radonwerte ermittelt wurde. 

Daher wird im Bebauungsplan empfohlen, grundsätzlich eine projektbezogene Radon-

messung (Langzeitmessung über 3-4 Wochen) in der Bodenluft des Bauplatzes durch-

zuführen. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich 

ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen (z. B. Abschluss des Treppenhauses gegenüber 

dem Untergeschoss, Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich, Einbau 

einer radondichten Folie unter der Bodenplatte) zu entscheiden. Werden hierbei Werte 

über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, 

bauliche Versorgungsmaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons in Gebäude 

weitgehend zu verhindern. 

2. Archäologische Fundstellen 

Im FNP der Verbandsgemeinde Eisenberg ist im Bereich des Plangebietes ist eine ar-

chäologische Fundstelle mit Verdachtsflächen ausgewiesen. Sollten bei Erdarbeiten ar-

chäologische Funde und Befunde angetroffen werden, sind diese unverzüglich der Ge-

neraldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie zu melden. 

Die Fundstelle ist soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sind 

sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

Darüber hinaus sind die folgenden grundsätzlichen Auflagen der Generaldirektion Kul-

turelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie zu beachten: 

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal-

schutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert 

durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBI. S. 543), hinzuweisen. Danach 

ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fund-

stelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig ge-

gen Verlust zu sichern.  

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Ver-

waltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Lan-

desarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabun-

gen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der 

heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. 

Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. not-

wendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge 

für die Maßnahmen erforderlich.  

Außerdem können sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie 

Grenzsteine) befinden. Diese sind. selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen 

von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Stand-

ort entfernt werden. 

Falls vor Beginn einer Baumaßnahme eine präventive Absuche von Kampfmittel durch 

eine Fachfirma erfolgen sollte, hat diese Ihre Befundergebnisse der Denkmalbehörde 

zur Verfügung zu stellen. Die Bodeneingriffe zur Erkundung der Befundergebnisse sind 

unter fachlicher Begleitung der Denkmalbehörde durchzuführen. Die Fundgegenstände 

sind ebenfalls der Denkmalbehörde zur Auswertung zur Verfügung zu stellen. 
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3. Vermeidung von Verbotstatbeständen 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG wird ausdrücklich auf 

die gesetzlichen Vorgaben der §§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG sowie 24 Abs. 3 LNatSchG 

verwiesen: 

▪ Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG dürfen in der „Schonzeit“ vom 1. März bis 30. 

September eines jeden Jahres keine größeren Eingriffe in Gehölzbestände (Ver-

bot Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche abzuschneiden oder auf den 

Stock zu setzen oder zu beseitigen) erfolgen. Bei Eingriffen in Natur und Land-

schaft auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist über Vermeidung, 

Ausgleich und Ersatz nach den Vorschriften des BauGB gemäß § 18 Abs.1 

BNatSchG zu entscheiden. Bei zulässigen Bauvorhaben im Geltungsbereich ei-

nes Bebauungsplanes kann bezüglich des Rückschnittsverbotes die Legalaus-

nahme nach § 39 Abs. 5 S. 2 Nr. 4 BNatSchG greifen, sofern nur geringfügiger 

Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaßnahme beseitigt werden muss. 

Die Artenschutzbestimmungen gemäß der §§ 37, 39 und 44 BNatSchG sind je-

doch jederzeit zwingend zu beachten. Heimische Tierarten, wie z.B. Vögel oder 

Fledermäuse, dürfen nicht beeinträchtigt werden, noch dürfen deren Nistplätze / 

Zufluchtsstätten zerstört werden. Hierfür sind vor einem Gehölzeingriff die be-

troffenen Gehölze jederzeit (und somit auch außerhalb der Vegetationsperiode 

in der grundsätzlich zulässigen Zeit für Gehölzrückschnitte) zu begutachten, um 

die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausschließen zu können. 

▪ Vor einer Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahme an vorhandenen baulichen 

Anlagen im Sinne der Landesbauordnung bei denen erwartet werden kann, dass 

sie als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG für besonders oder streng geschützte Arten dienen, ist die Anlage auf 

das Vorkommen dieser besonders oder streng geschützten Arten zu untersu-

chen. Das Ergebnis ist der unteren Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Beginn 

der Maßnahme mitzuteilen. Werden Vorkommen festgestellt, ist auch ein Plan 

zum Erhalt oder Ersatz der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere vorzule-

gen (§ 24 Abs.3 LNatSchG). 

▪ Zur Förderung der lokalen Population von Fledermäusen und Vögeln wird ange-

regt, pro Baugrundstück mindestens einen Fledermaus- sowie ein Vogelnistkas-

ten anzubringen. 

Werden mehrere Ersatzquartiere angebracht, sollten diese unterschiedlich besonnt, d.h. 

an verschiedenen Hausseiten (Himmelsrichtung Süd, Ost, West) angebracht werden. 

Der Einflug sollte nicht durch Äste behindert werden, auch eine starke Beschattung 

durch Gehölze ist zu vermeiden. Die Kästen sind zum Schutz vor Mardern und Katzen 

in ausreichender Höhe anzubringen. 

  



Bebauungsplan „Gewerbegebiet Ramsener Straße“ Stadt Eisenberg 

Textliche Festsetzungen  Vorentwurf I Juni 2026 

Seite 6 von 7  BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de 

C. PFLANZLISTEN 

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Listen 

sind nicht abschließend. 

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die Ver-

wendung von möglichst einheimischen und klimatoleranten Gehölzen.  

Für Gartenflächen können durchaus auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte 

darauf geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten und Sorten 

gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte, Frucht und Dornen / Stacheln be-

sonderen Lebensraum für Vögel und Insekten bieten. Qualifizierte Baumschulen bieten 

hierzu Beratung an. 

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gem. den Gütebestimmungen des BdB 

(Bund deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit 

der angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. In der Regel ist bei Ge-

hölzpflanzungen ein Raster von 1,5 x 1,5 m einzuhalten bzw. 1 Strauch auf 2 m² zu 

rechnen 

1. Pflanzliste A: Dachbegrünung 

Die Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermischung für 

Dachflächen erfolgen, der Sedum-Sprossen zugegeben werden können. Hierbei sollte 

auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung (Regelaussaatmenge: 5 

g / qm) gemäß den Regelsaatgutmischungen der Forschungsgesellschaft Landschaf-

entwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) erfolgen. Diese garantieren eine ausgewogene 

Mischung mit standortgerechten Gräser- und Kräuterarten mit gutem Anwuchsergebnis. 

Der Ansaat können Sedum-Sprossen beigemischt werden. 

Alternativ können auch „Sedumteppiche“ aus mindestens vier verschiedenen, flach-

wüchsigen Sedum-Arten, entweder durch Sprossenansaat oder als Flach- bzw. Klein-

ballenpflanzung, angelegt werden. 

Sedum album in Sorten Weißer Mauerpfeffer  

Sedum cauticola September-Fetthenne 

Sedum floriferum „Weihenst. Gold” Gold-Fetthenne 

Sedum hybridum „Immergrünchen” Mongolen-Fetthenne 

Sedum reflexum Tripmadam 

Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer 

Sedum spectabile „Herbstfreude“ Große Pracht-Fetthenne 

Sempervivum-Hybriden Dachwurz-Hybriden      

2. Pflanzliste B: Eingrünung 

Bäume 2. Ordnung  

Pflanzqualität: Heister, 2xv, Höhe 175 bis 200 cm 

Acer campestre Feldahorn 

Carpinus betulus Hainbuche 

Acer platanoides Spitzahorn 

Sorbus torminalis Vogelbeere 

Tilia cordata i.S Winter-Linde 
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Tilia tomentosa ’Brabant‘ Silber-Linde 

 

Sträucher  

Pflanzqualität: Strauch, 2xv, Höhe 100 bis 125 cm 

Cornus sanguinea Hartriegel 

Cytisus scoparius Besenginster 

Euonimus europaeus Pfaffenhütchen 

Rosa canina Hundsrose 

Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 

Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 

Sowie vergleichbare Arten 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


